
Traditionelle °Konferenz der UEL zum Jahresbeginn

Keine da erhafte Liisung
Michel Wurth kritisiert die Regierungsbeschlüsse ais nicht ausreichend

VON DANI SCHUMACHER

Die Krise hat die ganze Welt, vor
allem aber Europa fest im Griff.
Auch Luxemburg bleibt nicht ver-
schont. Zwar war das Land bislang
gegen solche Unbilden gut gerüs-
tet, doch angesichts der Gravitat
der Krise kënnte das luxemburgi-
sche Wirtschafts- und Sozialmodell
nun doch Schrammen abbekom-
men. ln seinen Ausführungen bei
der traditionellen Konferenz zum
Jahresanfang zeigte UEl-Prasident
Michel Wurth gestern Wege auf,
wie man Kollateralschaden verhin-
dern kënnte,

"Die Ausgangsposition war gut",
so der Vorsitzende, Michel Wurth,
vor den Wirtschaftsvertretern bei
der UEL-Konferenz. Nirgendwo in
Europa ist das Prokopfeinkornrnen
so hoch wie in Luxemburg, die
ëffentlichen Schulden sind nied-
rig, die Sozialleistungen vorbild-
lich und die aktive Bevôlkerung
wâchst wei ter. Doch all dies
kônnte in Gefahr geraten, wenn
nicht gegengesteuert wird. Denn
die dunklen Wolken zeichnen sich
lângst am Horizont ab. Zwischen
2008 und 2013 lag das Wachstum
im Durchschnitt nur noch bei 0,3
Prozent, der Haushalt des Zentral-
staats weist zum neunten Mal in
zehn Jahren ein krâftiges Minus
auf, die Arbeitslosigkeit ist inner-
halb von 15[ahren um 200 Prozent
gestiegen und die durch das groû-
zügige Sozialsystem bedingten im-
pliziten Schulden wachsen uns
über den Kopf", so Wurth.

.Ein nachhaltiges Sozialsystem
setzt eine leistungsfâhige Wirt-
schaft und wettbewerbsfâhige Be-
triebe voraus", so Michel Wurth
weiter. Und genau die Wettbe-
werbsfâhigkeit macht dem UEL-

Für UEL-PrasidentMichel Wurth sind die Regierungsbeschlüsse nicht ausrei-
chend, um das Sozialsystem dauerhaft abzusichern. (FOTO:ANOUK ANTONY)

Vorsitzenden Sorgen: Luxemburg
verliert im Vergleich zu Europa,
vor allem aber im Vergleich zu
den Nachbarlândern an Boden.
"Die Regierung ist in der Pflicht",
so Wurth. Zwar ist die typisch
luxemburgische Index-Regelung
nicht wirklich nach dem Ge-
schmack der UEL, doch auch die
hohe Inflation treibt den Unter-
nehmern die Sorgenfalten auf die
Stirn. Die Regierung müsse vor
allem die "prix administrés" im
Auge behalten und die Mindest-
lëhne an die Leistung der Gering-
verdiener koppeln. Sozialtransfers
kônnten die Einbufsen auffangen,
schlâgt der Ulil-Prâsident vor.
Hilfe verspricht sich Wurth auch
von einem effizienten Bürokratie-
abbau. "AlIerdings müssen auch

die Unternehmen mehr zur Wett-
bewerbsfâhigkeit beitragen", for-
dert Michel Wurth und rat zu
einer besseren Weiterbildung und
zu mehr Innovation. Beunruhigt
zeigt sich der Unternehmerver-
band auch hinsichtlich des Ar-
beitsmarkts. Abhilfe kônnte in den
Augen der UEL u.a. eine Flexibili-
sierung der Arbeitszeiten und
mehr Spielraum bei den Arbeits-
vertrâgen bringen.

Darnit die Krise in Luxemburg
keine dauerhaften Spuren hinter-
lâsst, müssen auch die staatlichen
Finanzen in Ordnung gebracht
werden. Der UEL-Vorsitzende
warnt in dem Zusammenhang ins-
besondere vor den versteckten
Lasten durch das Rentensystem.
Die von Minister Mars Di Bartolo-

meo vorgestellte Reform sei ledig-
lich ein .Refërmchen", das keine
dauerhafte Entlastung bringe.

Wie erwartet ging Michel
Wurth noch einmal auf die Regie-
rungsbeschlüsse vom 16. Dezem-
ber ein. Was die Index-Modula-
tion anbelangt, forderte er die Ab-
geordneten auf, dem Gesetzent-
wurf von Wirtschaftsminister
[eannot Krecké in der vorliegen-
den Form zuzustimmen. Zuletzt
hatte es heftige Diskussionen da-
rüber gegeben, ab wann der Index-
Zâhler wieder auf null gesetzt
werden soli. Die Gewerkschaften
kritisieren, dass dies - wie im Ge-
setzentwurf festgehalten - erst ab
der Index-Tranche vom Oktober
2014 geschehen solI. Dies hâtte
Auswirkungen über 2014 hinaus,
so die Befürchtung der Arbeitneh-
mervertretungen. Die UEL befür-
wortet hingegen diese Regelung.

Gleichwohl geht die im Dezem-
ber beschlossene Index-Modula-
tion dem Unternehmerverband
insgesamt nicht weit genug. Statt-
des sen fordert er eine "désindexa-
tion générale de l'économie". Dass
ihren Vorschlâgen hinsichtlich
einer grëïseren Flexibilisierung
bei der Arbeitszeit und bei den
Arbeitsvertrâgen kaum Rechnung
getragen wurde, stô/?'tbei derUEL
ebenfalls auf Kritik. "Die von der
Regierung getroffenen Entschei-
dung werden den enormen Her-
ausforderungen nicht gerecht und
sind nicht dazu ange tan, das lu-
xemburgische Sozialmodell dau-
erhaft abzusichern", so Michel
Wurth abschlie/?'end. Die UELwill
denn auch die kornrnenden Mo-
nate dazu nutzen, um neue Initiati-
ven auszuarbeiten und sie - wenn
môglich - mit der Regierung und
mit den Sozialpartnern diskutie-
ren.


